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Verordnung zur Änderung der Verordnungen über Naturschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete _ 

. im Regierungsbezirk Gießen vom 20. Juli 1992 

Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des $ 17. Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBl. IS. 309), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBLTIS. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgesetzesi.d. F. vom 

12. März 1987 (BGBL.IS. 890), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Februar 1990 (BGBl. 1S. 205), anerkannten Verbänden Gelegenheit 

zur Äußerung gegeben wurde, im Benehmen mit der oberen Behörde der Landesplanung verordnet: ” . 

Artikell, . 
Die Verordnung über das ‘Naturschutzgebiet „Holzwäldchen bei - ' = 
Krofdorf-Gleiberg“ vom 13. Juli 1983 (StAnz. S. 1582) wird wie j 
folgt geändert: ' " . . 

1. $1&Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in der Abgren- 
zungskarte im Maßstab 1:5 000 festgelegt, in der.das Natur- 
schutzgebiet mit einer unterbrochenen schwarzen Linie um- 
randet ist. Die Karte ist Bestandteil dieser ‚Verordnung. Sie 

: wird als Anlage zu dieser’ Verordnung veröffentlicht. “ ” 

2. 85 erhält folgende Fassung: 

r „Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des 
. . 8 3Y'Abs: 1 Nen. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf 

» \ . Antrag Befreiung erteilt werden. Über den Antrag entscheidet 
' -  dieobere Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Neben- 

bestimmungen versehen werden.“ 
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Abgrenzungskarte, Bestandteil der ° 
Verordnung vom 20. Juli 1992: 
zur Änderung der Verordnung über das . 
Naturschutzgebiet „Holzwäldchen bei Krofdorf-Gleiberg“ . . 
Ausschnitt aus der Flurkarte, - Be \ . 
Maßstab 1:500 . n. 
---- Grenze des Schutzgebietes _ m. . 
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j Artikel 39 

$ 1 Abs. 3 der Verordnung über das Naturschutzgebiet „Arfurter 

Felsen“ vom 10. Juli 1989 (StAnz. S. 1791) erhält folgende Fas- 

sung: . 

\ 
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Tiefenbach 
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Kae . . Y „3. Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind.in der Abgrenzungs- 

karte im Maßstab 1: 2 000 festgelegt, in.der das Naturschutzgebiet 

mit. einer-unterbrochenen schwarzen Linie umrandet ist. Die Karte 

ist Bestandteil. dieser Verordnung. Sie wird als Anlage zu dieser 

, Verordnung veröffentlicht.“ ° Bu 
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Blatt 1 
Abgrenzungskarte, Bestandtell der 
Verordnung vom 20, Juli 1992 
zur Änderung der Verordnung über das on 
Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ \ 
Ausschnitt aus der Flurkarte, , - Maßstab 1 :2 000 " 2R 
=--- Grenze des Schutzgebietes 
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Blatt 2 

:: Abgrenzungskarte, Bestandteil der 
Verordnung vom 20. Juli 1992 
zur Änderung der Verordnung über das 
Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ 
Ausschnitt aus der Flurkarte, 
Maßstab 1:2 000 B 
- - - - Grenze des Schutzgebietes 
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DARMSTADT 
’ DIE REGIERUNGSPRÄSIDENTEN 

Vorhaben der Firma Degussa AG, 6450 Hanau 

Die Firma Degussa AG, Rodenbacher Chaussee 4, 6450 Hanau, hat 
Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi- 
gung zum Errichten und Betreiben einer Anlage zur Herstellung 
von katalytisch' aktiven Zeolithen in Hanau, Gemarkung Wolf- 
gang, Flur 1, Flurstück 44/5, gestellt. Die Anlage soll sechs Monate 
nach Bescheiderteilung in Betrieb genommen werden, 

Dieses Vorhaben bedarf gemäß $ 15 Spalte 1 Nr. 4.1 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 15. März 1974 (BGBl. I 
S. 721) i.d. F. der Änderungsanordnung vom 26. November 1986 
(BGBl. I S. 2089) der Genehmigung durch das Regierungspräsi- 
dium Darmstadt. Das Vorhaben wird hiermit öffentlich bekannt- 
gemacht. 

Der Antrag und die Unterlagen liegen in der Zeit vom 28. August 
1989 bis 27. Oktober 1989 bei dem Regierungspräsidium Darm- 
stadt, Rheinstraße 96 A, 6100 Darmstadt, III. OG, Zimmer 317, und 
beim Magistrat der Stadt Hanau, Rathaus, Am Markt 14-—18, 
Zimmer 332, 3. OG, 6450 Hanau 1, aus und können dort während 
der Dienststunden eingesehen werden. Innerhalb dieser Frist kön- 
nen Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich oder zur Nie- 
derschrift bei den vorgenannten Auslegungsstellen erhoben wer- 
den; dabei wird gebeten, Namen und Anschrift lesbar anzugeben. 

Mit Ablauf der Offenlegungsfrist werden Einwendungen ausge- 
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru- 
hen. Als Erörterungstermin wird der 28. November 1989 bestimmt. 
Der Erörterungstermin kann verlängert werden, er endet jedoch in 
jedem Falle dann, wenn sein Zweck erreicht ist. Er findet um 9.00 
Uhr im Foyer des Bürgerhauses „Wolfgang“, Schanzensträße 8, 
6450 Hanau 11, statt. j 

Gesonderte Einladungen hierzu ergehen nicht mehr. Die form- 
und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Aus- 
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert. 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
300 Zustellungen vorzunehmen sind. 

Darmstadt, 2. August 1989 
Regierungspräsidium Darmstadt 
v32 — 53 e 621 — DWW (81 c) 
. . StAnz. 34/1989 S. 1791 
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Genehmigung der Stiftung für Soziale Investitionen, Sitz 
Wächtersbach/Ortsteil Leisenwald 

Gemäß $ 80 des Bürgerlichen Gesetzbuches i. V.m. $ 3 Abs. 1 des 
Hessischen Stiftungsgesetzes vom 4. April 1966 (GVBl. IS. 77), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 1984 (GVBl. I 
S. 344), habe ich die mit Stiftungsgeschäft vom 1. Juli 1989 errich- 
tete Stiftung für Soziale Investitionen, Sitz Wächtersbach/Ortsteil 
Leisenwald, mit Stiftungsurkunde vom 1. August 1989 genehmigt. 

Darmstadt, 4. August 1989 

Regierungspräsidium Darmstadt 
uI11la— 25d 04/11 (5) — 38 

5 StAnz. 34/1989 S. 1791 

794 | GIESSEN 
Verordnung über das Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ 
vom 10. Juli 1989 
Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des $ 17.Abs. 1 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBl.I S. 309), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBl.I 
S. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgeset- 
zes i.d.F. vom 12. März 1987 (BGBl.I S. 890) anerkannten Ver- 
bänden Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde, mit Genehmi- 
gung der obersten Naturschutzbehörde verordnet: 

81 

(1) Die Felspartien des Arfurter Felsens und Teile des Waldwiesen- 
tals mit dem Tiefenbach im Lahnbogen nordwestlich der Ortschaft 
Arfurt werden in den sich aus Abs. 2 und 3 ergebenden Grenzen 
zum Naturschutzgebiet erklärt. 

(2) Das Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ besteht aus Flächen 
in den Gemarkungsteilen „Im Bornberg“ und „Oberhain“ in der 

Gemarkung Arfurt und aus Flächen in dem Gemarkungsteil „Un- 
tere Tiefenbach“ in der Gemarkung Schadeck der Stadt Runkel im 

-Kreis Limburg-Weilburg. Es hat eine Größe von 21,29 ha. Die 
örtliche Lage des Naturschutzgebietes ergibt sich aus der als 
Anlage zu dieser Verordnung veröffentlichten Übersichtskarte im 
Maßstab 1:25 000. . 

(3) Diese Verordnung gilt für das in einer Karte im Maßstab 
1:2000 rot begrenzte Gebiet. Die Karte ist Bestandteil dieser 
Verordnung. Sie wird vom Regierungspräsidenten in Gießen, obe- 
rer Naturschutzbehörde, Bahnhofstraße 40, 6300 Gießen, archiv- 
mäßig verwahrt. Eine Abzeichnung dieser Karte ist beim Kreis- 
ausschuß des Kreises Limburg-Weilburg, unterer Naturschutzbe- 
hörde, Schiede 43, 6250 Limburg a. d. Lahn, hinterlegt. Die Karten 
können von jedermann während der Dienststunden eingesehen 
werden. 

(4) Das Naturschutzgebiet ist durch amtliche Schilder gekenn- 
zeichnet. f j . 

82. 

Zweck der Unterschutzstellung ist es, den Arfurter Felsen mit 
Teilen des Tiefenbachtales, bestehend aus Felspartien, naturnahen 
Waldwiesen und Waldflächen, als Standorte seltener und bestan- 
desbedrohter Pflanzenarten, insbesondere wegen des Vorkommens 
einer artenreichen Moos- und Flechtenflora, zu erhalten und lang- 
fristig zu sichern. 

._$3 
Als Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver- 
änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder 
zu einer nachhaltigen Störung führen können ($12 Abs.2 des 
Hessischen Naturschutzgesetzes), sind verboten: 

1. bauliche Anlagen i. S. des $ 2 Abs. 1 der Hessischen Bauord- 
nung herzustellen, zu erweitern, zu ändern oder zu beseitigen, 
unabhängig vom Anwendungsbereich der HBO ($1 Abs.2 
HBO) oder von einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht; 

2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abzubauen oder 
zu gewinnen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder 
sonst die Bodengestalt zu verändern; 

3. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubringen 
oder aufzustellen; “ 

. Gewässer zu schaffen, zu verändern oder zu beseitigen, insbe- 
sondere Wasserflächen oder Tümpel einschließlich deren Ufer 
sowie den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasser- 
stand zu verändern sowie Moore, Sümpfe oder sonstige 
Feuchtgebiete zu entwässern oder über den Gemeingebrauch 
hinaus Wasser zu entnehmen; " 

5. Pflanzen einschließlich der Bäume und Sträucher, zu beschä- 
digen oder zu entfernen; 

6. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhi- 
gen, ihre Laute nachzuahmen, sie an ihren Brut- oder Wohn- 
stätten zu fotografieren, zu filmen oder dort ihre Laute auf 
Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ihrem Fang: anzu- 
bringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Puppen, Larven oder Eier, Nester oder sonstige Brut- oder 
Wohnstätten fortzunehmen oder zu beschädigen; 

7. Pflanzen einzubringen oder- Tiere auszusetzen; 

. das Naturschutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

9. zu reiten, zu lagern, zu zeiten, Wohnwagen aufzustellen, zu 
lärmen, Feuer anzuzünden oder zu unterhalten oder Modell- 
Hugzeuge einzusetzen; 

10. mit Kraftfahrzeugen einschließlich Fahrräder mit Hilfsmotor 
' außerhalb der dafür zugelassenen Wege zu fahren oder Kraft- 
fahrzeuge zu parken; 

Kraftfahrzeuge zu waschen oder zu pflegen; 

Wiesen, Weiden oder Brachflächen umzubrechen oder deren 
Nutzung zu ändern; 

zu düngen oder Pflanzenschutzmittel anzuwenden; 

Hunde frei laufen zu lassen; 

gewerbliche Tätigkeiten auszuüben. 

S4 
Ausgenommen von den Verboten des $ 3 bleiben: _ 

1. die extensive Nutzung der Grünlandflächen mit den in $ 3 
Nrn. 12 und 13 genannten Einschränkungen; 

2. die Erhaltung und Förderung von natürlichen arten- und 
strukturreichen Waldgesellschaften mit den in $ 3 Nr. 13 
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genannten Einschränkungen im Einvernehmen mit der oberen 
Naturschutzbehörde; " 

3. die Ausübung der Jagd; . 
4. die Ausübung der Angelfischerei im Tiefenbach; 
5. der Betrieb, die Unterhaltung und Instandsetzung sowie die 

Überwachung der vorhandenen Ver- und Entsorgungsanlagen 
im Einvernehmen mit der oberen Naturschutzbehörde; 

6. die Handlungen der zuständigen Wasserbehörde oder deren 
Beauftragter im Rahmen der Wasseraufsicht und Unterhal- 
tungsarbeiten am Tiefenbach im Einvernehmen mit der oberen 
Naturschutzbehörde. j 

85 
Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des $ 31 
des Bundesnaturschutzgesetzes auf Antrag Befreiung erteilt wer- 
den. Über den Antrag entscheidet die obere Naturschützbehörde. 
Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen nach $ 36 des Hessi- 
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes versehen werden. 

86 
Ordnungswidrig i. S. des $ 43 Abs. 2 Nr. 16 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 
1. bauliche Anlagen entgegen $ 3 Nr. 1 herstellt, erweitert, ändert 

oder beseitigt; 

2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut oder ge- 
winnt, Sprengungen oder Bohrungen vornimmt oder sonst die 
Bodengestalt verändert ($ 3 Nr. 2); ‚ 

3, Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anbringt oder 
aufstellt ($ 3 Nr. 3); 

4. Wasser, Gewässer oder Feuchtgebiete in der in 8 3 Nr. 4 
bezeichneten Art beeinflußt; 

5. Pflanzen beschädigt oder entfernt (8 3 Nr. 5); 
6. wildlebende Tiere in allen Entwicklungsstufen in der in 83 

Nr. 6 bezeichneten Art beeinträchtigt oder Vorrichtungen zu 
deren Fang anbringt; ° 

7. Pflanzen einbringt oder Tiere aussetzt (8 3 Nr. 7); 
. das Naturschutzgebiet außerhalb der Wege betritt (8 3 Nr. 8); 

9. reitet, lagert, zeltet, Wohnwagen aufstellt, lärmt, Feuer anzün- 
det oder unterhält oder Modellflugzeuge einsetzt (83 Nr. 9); 

10. mit Kraftfahrzeugen einschließlich Fahrräder mit Hilfsmotor 
außerhalb der dafür zugelassenen Wege fährt oder Kraftfahr- 
zeuge parkt ($ 3 Nr. 10); 

o
 

„vom 12.0 7 

Altfahrzeug lien pflegt ($ 3 Nr. 11); 
. Wiesen, Weiden oder Brachflächen umbricht oder deren Nut- 

‚hutzmittel anwendet ($ 3 Nr. 13); 
SI Nr. 14); 

87 

ber das Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ 
W.(StAtitz.Si 2835) wird aufgehoben. 

Schutz .von Landschaftsteilen in den 

(1) Die Verordnung 

(2) Die Verordn. 
Landkreisen G; Weilburg, Wetzlar, dem Hochtau- nuskreis, | eingaukreis, Untertaunuskreis, Wetteraukr‘ ikreis Wiesbaden im Regierungsbe- zirk Darnista. *hutzgebiet Taunus“, vom 20. Ja- 

4) ‘wird für den Geltungsbereich dieser 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats- 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Dr. Pünder 
Regierungspräsident 
nl StAnz. 34/1989 S. 1791 

795 

Verordnung zu Schutz der Trinkwassergewinnungsan- 
lage der : ünden (Felda)/Ortsteil Burg-Ge- 

Bezug: Verordu 

Die zu der o. a. Ver 
durch die nachstet 

Gießen, 12. Juli 1989 

vorn 30. November 1988 (StAnz. S. 2862) 
numg ‚veröffentlichte Übersichtskarte wird 
e Übersichtskarte ersetzt. 

Regierungspräsidium Gießen 
38 — 79 b 06.15 (9688) — B 

StAnz. 34/1989 S. 1792
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[1522] DARMSTADT Regierungspräsidenten 

Benennung von Gemeindeteilen " 

Auf Grund des $ 12 Satz 4 der Hessischen Gemeindeord- 

nung erhalten mit Wirkung vom 1. 1. 1977 die Gebiete der 
früheren Gemeinden j 

1. Hilgenroth in der Gemeinde Heidenrod, Rheingau-Taunus- 

Kreis, die Bezeichnung \ 

„Ortsteil Hilgenroth“, 

9. Bechiheim, Görsroth und Wallrabenstein in der Gemeinde 
Hünstetten, Rheingau-Taunus-Kreis, die Bezeichnungen 

„Ortsteil Bechtheim“, 

„Ortsteil Görsroth“, 

„Ortsteil Wallrabenstein“, 

3, Oberauroff in der Stadt Idstein, Rheingau-Taunus-Kreis 

die Bezeichnung 

„Stadtteil Oberauroff“, 

4. Engenhahn, Niederseelbach, Oberjosbach und Oberseel- 

bach in der Gemeinde Niedernhausen, Rheingau-Taunus- 
Kreis, die Bezeichnungen 

„Ortsteil Engenhahn“, 

„Ortsteil Niederseelbach“, 

„Ortsteil Oberjosbach“, 

„Ortsteil Oberseelbach“, 
5. Hallgarten in der Stadt 'Oestrich-Winkel, Rheingau-Tau- 

nus-Kreis, die Bezeichnung 

„Stadtteil Hallgarten“, 

6. Lindschied in der Kreisstadt Bad Schwalbach, Rheingau- 

Taunus-Kreis, die Bezeichnung 

„Stadtteil Lindschied“. 

Darmstadt, 8. 11. 1977 

[rs23] 
Verordnung über das Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ 

. vom 12. Oktober 1977 . 

Auf Grund des 8 13 Abs. 2 und des $ 15 Abs. I des Reichs- 

naturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl, I S. 821), zu- 

letzt geändert durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBL I 

S. 361), in Verbindung mit $ 7 Abs. 5 der Verordnung zur 

Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Okto- 

ber 1935 (RGBI. I S. 1275), zuletzt geändert durch Verord- 

nung vom 13. September 1977 (GVBl. IS. 360), sowie der 88 1 

und 2 des Gesetzes über die Zuständigkeiten nach dem 
Reichsnaturschutzgesetz vom 25. Oktober 1958 (GVBL S. 159), 

geändert durch Gesetz vom 6. Februar 1962 (GVBl S. 21), 

wird mit Zustimmung der Obersten Naturschutzbehörde ver- 
ordnet: 

Der Regierungspräsident 
Tla—3%0905 

StAnz. 4811977 S. 2335 

j 81 
Das in $ 2 näher bezeichnete Gebiet wird mit dem Tage des 

Inkraftiretens dieser Verordnung in das Landesnaturschutz- 

buch eingetragen und damit dem Schutz des Reichsnatur- 

schutzgesetzes unterstellt. . 

(1) Das Naturschutzgebiet „Arfurter Felsen“ besteht aus 
Felspartien im Lahnbogen westlich des Stadtteils Arfurt der 

Stadt Runkel im Landkreis Limburg-Weilburg. Es hat eine 

Flächengröße von 9,92 ha. 

(2) Es umfaßt folgende Grundstücke: 

a) Stadt Runkel, Gemarkung Arfurt, Flur 4, Flurstücke 289, 

290, 291, 305 und 304 teilweise, soweit es südöstlich der 
Achse der Hochspannungstrasse liegt; . 

b) Stadt Runkel, Gemarkung Schadeck, Flur 4, Flurstück 117 
teilweise, soweit es südöstlich der Achse der Hochspan- 
nungstrasse liegt. . 

Die Transsenachse wird durch rot-weiße Pfähle gekennzeich- 
net. 
(3) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in Karten im Maß- 
stab 1 : 25 000 und 1:2.000 rot eingetragen. 

(4) Diese Verordnung und die in Abs. 3 genannten Karten 

sind beim Regierungspräsidenten in Darmstadt — Höhere 

Naturschutzbehörde — hinterlegt. Weitere Ausfertigungen. 
dieser Unterlagen befinden sich beim ‘Hessischen Minister 
für Landwirtschaft und Umwelt -——- Oberste Naturschutz- 
behörde — in Wiesbaden, beim Kreisausschuß des Landkrei- 
ses Limburg-Weilburg — Untere Naturschutzbehörde — in 
Limburg und bei der Hessischen Landesanstalt für Umwelt 
in Wiesbaden. Sie können bei den genannten Stellen wäh- 
renä der Dienststunden eingesehen werden. 

(5) Das Naturschutzgebiet wird durch amtliche Hinweisschil- 
der gekennzeichnet. 

83 
(1) Es ist grundsätzlich verboten, in dem Naturschutzgebiet 
Veränderungen vorzunehmen ($ 16 Abs. 2 Reichsnaturschutz- 
gesetz). 

(2) Ferner sind in dem Naturschutzgebiet folgende dem Schutz 
und der Erhaltung zuwiderlaufende Handlungen (& 15 Abs. 1 
Satz 2 Reichsnaturschutzgesetz) verboten, auch wenn sie nicht 
zu Veränderungen im Sinne des Abs. 1 führen: 

1. Pflanzen, einschließlich der Bäume und Sträucher, zu be- 
schädigen oder zu entfernen; 

3. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun- 
ruhigen, ihre Laute nachzuahmen, sie an ihren Brut- oder 
Wohnstätten zu fotografieren, zu filmen oder dort ihre 
Laute auf Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ih- 
rem Fang anzubringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 
töten oder ihre Puppen, Larven oder Eier, Nester oder 
sonstige Brut- oder Wohnstätten fortzunehmen oder zu 
beschädigen; 5 

3. Pflanzen einzubringen oder Tiere auszusetzen; 

4,.das Gelände außerhalb der Wege zu betreten; 

5.zu fahren, zu reiten, zu lagern, zu zelten oder Wohnwa- 
gen aufzustellen, zu lärmen, Feuer anzuzünden oder zu 
unterhalten; . 

6. Modellflugzeuge oder -schiffe einzusetzen; 

7. eine gewerbliche oder wirtschaftliche Tätigkeit auszuüben; 

8. Bodenbestandteile zu entnehmen, Aufschütiungen, Abgra- 
bungen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen; 

9. Gewässer im Sinne des $ 1 Abs. 1 des Hessischen Wasser- 
gesetzes vom 6. Juli 1960 (GVBl. S. 69), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. I S. 361), zu 
beeinträchtigen oder Maßnahmen zur Entwässerung durch- 
zuführen; ° . 

10. feste oder flüssige Abfälle einzubringen, Autowracks ab- 
zustellen oder das Gelände sonst zu verunreinigen; 

11. Kraftfahrzeuge zu waschen oder zu pflegen; 

12. bauliche Anlagen im Sinne des $ 2 der Hessischen Bauord- 
nung vom 31. 8. 1976 zu errichten, zu erweitern oder zu 
verändern, auch wenn dies keiner Baugenehmigung oder 

Bauanzeige bedarf; 
13. Freileitungen oder sonstige Versorgungsanlagen zu errich- 

ten oder zu verändern; 
14. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubrin- 

gen oder aufzustellen; 

15. Biozide anzuwenden; 

16. Hunde frei laufen zu lassen. 

84 
Ausgenommen von den Verboten des $ 3 bleiben: 

1.Die landwirtschaftliche Nutzung im bisherigen Umfang 
ünd in der-bisherigen Art, ohne Nutzungsänderungen 
von Wiesen oder Weiden; 

2.die forstwirtschaftliche Nutzung im bisherigen Umfang ' 
und in der bisherigen Art, ohne Umwandlung von Wald 
(Rodung, Ausstockung) oder Waldneuanlage im Sinne des 
$ 8 bzw. des $ 9 des Hessischen Forstgesetzes in der Fas- 
sung vom 13. Mai 1970 (GVBl. I S. 344), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBi. I S. 361); 

3. die Ausübung der Jagd; 

4. die Ausübung der Fischerei; 
5.die von der Höheren Naturschutzbehörde angeordneten 
Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Gestaltung. 

85 
(1) In begründeten Einzelfällen, insbesondere zur. Durchfüh- 
rung von Forschungsarbeiten, kann die Oberste Naturschuiz- 
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Karte zur Verordnung über das Naturschutzgebiet Darmstadt, 3. 11. 1977 
„Arfurter Felsen“ _ Der Regierungspräsident 

Höhere Naturschutzbehörde 
viı/9a — 46d 04/01 A 2
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behörde nach Anhörung der Hessischen Landesanstalt für 
Umwelt weitere Ausnahmen von den Vorschriften des $ 3 zu- 
lassen. j 

(2) Die Ausnahmegenehmigung kann mit Nebenbestimmun-_ 
gen nach $ 36 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
versehen werden. - 

(3) Die Ausnahmegenehmigung ist, soweit kein vorrangiges 
öffentliches Interesse vorliegt, zu versagen, wenn trotz Be- 
dingungen oder Auflagen eine Beeinträchtigung des Natur- 
schutzgebieles zu befürchten Ist. \ 

(4) Die Ausnahmegenehmigung ersetzt nicht nach anderen 
Vorschriften erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmigun- 
gen, Verleihungen, Erlaubnisse, Zustimmungen u. ä. 

86 
(1) Die Eigentümer und ‚jeder, dem ein Recht an einem 
Grundstück zusteht, müssen die notwendigen Schutz- und Er- 
haltungsmaßnahmen für das Naturschutzgebiet nach den 
Anordnungen der Höheren Naturschutzbehörde dulden ($ 15 
Abs. 2 Satz 1 Reichsnaturschutzgesetz). _ " 

(2) Die Grundstückseigentümer oder sonst Berechtigten ha- 
ben der Höheren Naturschutzbehörde die in dem Naturschutz- 
gebiet eintretenden Schäden oder Mängel unverzüglich zu 
melden ($ 9 Abs. 1 Satz 2 Verordnung zur Durchführung des 
Reichsnaturschutzgesetzes). 

$7 . 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des $ 21 Abs. 1 Buchst. b des 
Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig in dem Naturschutzgebiet verbotene Veränderungen im 
Sinne des $ 3 Abs. I vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des $ 21 Abs. 3 Buchst. a des- 
Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig, ohne daß dies nach $ 4 zulässig ist, 

1. Pflanzen beschädigt oder entfernt (8 3 Abs. 2 Nr. 1); 

2. wildlebende Tiere in allen Entwicklungsstufen in der in 
$ 3 Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten Art beeinträchtigt oder Vor- 
richtungen zu ihrem Fang anbringt; 

3. Pflanzen einbringt oder Tiere aussetzt ($ 3 Abs. 2 Nr. 3); 

. das Gelände außerhalb der Wege betritt (8 3 Abs. 2 Nr. 4); 

5. fährt, reitet, lagert, zeltet, Wohnwagen aufstellt, lärmt, 
Feuer anzündet oder unterhält (& 3 Abs. 2 Nr. 5); . 

6. Modellflugzeuge oder -schiffe einsetzt ($ 3 Abs. 2 Nr. 6); 

7.eine gewerbliche oder wirtschaftliche Tätigkeit ausübt (& 3 
Abs. 2 Nr. 7); 

8. Bodenbestandteile entnimmt, Aufschüttungen, Abgrabun- 
gen, Sprengungen oder Bohrungen vornimmt ($ 3 Abs. 2 

Nr. 8); 
9. Gewässer beeinträchtigt oder Maßnahmen zur Entwässe- 

. rung durchführt (8 3 Abs. 2 Nr. 9); 

10. Abfälle einbringt, Autowracks abstellt oder das Gelände 
sonst verunreinigt ($ 3 Abs. 2 Nr. 10); 

11. Kraftfahrzeuge wäscht oder pflegt ($ 3 Abs. 2 Nr. 11); 

12. bauliche Anlagen errichtet, erweitert oder verändert ($ 3 
Abs. 2 Nr. 12); 

13. Freileitungen oder sonstige Versorgungsanlagen errichtet 
- oder verändert ($ 3 Abs. 2 Nr. 13); 

14. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schriftiafeln anbringt 
oder aufstellt ($ 3 Abs. 2 Nr. 14); 

15. Biozide anwendet (8 3 Abs. 2 Nr. 15); 
16. Hunde frei laufen läßt ($ 3 Abs. 2 Nr. 16). . 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des $ 15 Nr. 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig der Meldepflicht nach $ 6 Abs. 2_ 
nicht nachkommt. “ 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
hunderitausend Deutsche Mark geahndet werden. Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des $ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 

über Ordnungswidrigkeiten ist die Untere Naturschutzbehörde 
(8 21 Abs. 4 Reichsnaturschutzgesetz). 

RS
 

'$8 
Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach $ 21 
des Reichsnaturschutzgesetzes bezieht, können eingezogen 
werden (8 22 Reichsnaturschutzgeseiz). 

[22] 
Verordnung über das Naturschutzgebiet „Am Rauhensee bei 

9. 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft, 

Darmstadt, 12. 10. 1977 
: . Der Regierungspräsident 
. Höhere Naturschutzbehörde 
b v gez. Dr. Wierscher 
ze - : StAnz. 48/1977 S. 2335 

Steinheim“ vom 17. Oktober 1977 . 

Auf Grund des $ 13 Abs. 2 und des $ 15 Abs. 1 des Reichs- 
naturschutzgesetzes vom. 26. Juni 1935 (RGBI. I S. 821), zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. IT 
S. 361), in ‚Verbindung mit $ 7 Abs. 5 der Verordnung zur 
Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Okto- 
ber 1935 (RGBL.I S. 1275), zuletzt geändert durch Verord- 
nung vom 13. September 1977 (GVBL I S, 360), sowie der 88 1 
und 2 des Gesetzes über die Zuständigkeiten nach dem, 
Reichsnaturschutzgesetz vom 25. Oktober 1958 (GVBl. S. 159), 
geändert durch Gesetz vom 6. Februar 1962 (GVBl. S. 21), 
wird mit Zustimmung der Obersten Naturschutzbehörde ver- 

ordnet: 

. a 
Das in $ 2 näher bezeichnete Gebiet wird mit dem Tage des 
Inkrafttretens dieser Verordnung in das Landesnaturschutz- 
buch eingetragen und damit dem Schutz des Reichsnatur- 
schutzgesetzes unterstellt. 

82 

(1) Das Naturschutzgebiet „Am Rauhensee bei Steinheim“ be- 
steht aus einer ehemaligen Tongrube nebst Umgebung süd- 
lich der Straße Hanau—-Lämmerspiel in der Gemarkung 
Steinheim, Main-Kinzig-Kreis. Es hat eine Flächengröße von 
4,4740 ha. ° 
(2) Es umfaßt die Grundstücke Gemarkung Steinheim, Flur 9, 
Flurstück 155, Flur 8, Flurstücke 12, 13, 14 und 112, soweit 
diese Grabenparzelle von den vorgenannten Grundstücken 
umschlossen ist. Die umgebenden Feldwege gehören nicht 
zum Naturschutzgebiet. 

(3) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in Karten im Maß- 
stab 1 : 25000 und 1 : 2000 rot eingetragen. 
(4) Diese Verordnung und die in Abs. 3 genannten Karten 
sind beim Regierungspräsidenten in Darmstadt — Höhere 
Naturschutzbehörde — hinterlegt. Weitere Ausfertigungen 
deser Unterlagen befinden sich beim Hessischen Minister 
für Landwirtschaft und Umwelt — Oberste Naäturschutz- _ 
behörde — in Wiesbaden, beim Kreisausschuß des Main- 
Kinzig-Kreises — Untere Naturschutzbehörde — in Ha-. 
nau und bei der Hessischen Landesanstalt. für Umwelt 
in Wiesbaden. Sie können bei den genannten Stellen wäh- 
rend der Dienststunden eingesehen, werden. 

(5) Das Naturschutzgebiet wird durch amtliche Hinweisschil- 
der gekennzeichnet, 

83 

() Es ist grundsätzlich. verboten, in dem Naturschutzgebiet 
Veränderungen vorzunehmen ($ 16 Abs. 2 Reichsnaturschutz- 
gesetz). 
(2) Ferner sind in dem Naturschutzgebiet folgende dem Schutz 
und der Erhaltung zuwiderlaufende Handlungen (8 15 Abs. 1 
Satz 2 Reichsnaturschutzgesetz) verboten, auch wenn sie nicht 
zu Veränderungen im Sinne des Abs. 1 führen: 

1. Das Gelände zu betreten, zu befahren, dort zu reiten; 

Gegenstände einzubringen; 

Tiere mutwillig zu beunruhigen, zu verletzen oder zu tö- 

en; 
4. Modellflugzeuge oder -schiffe einzusetzen; 

Hunde frei laufen zu lassen; 
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ten, zu erweitern oder zu verändern; 

7. Biozide anzuwenden. 

84 
Ausgenommen von den Verboten des $ 3 bleiben: 
1. die landwirtschaftliche Nutzung im bisherigen Umfang 

und in der bisherigen Art ohne Nutzungsänderung. von 
Wiesen oder Weiden und mit der in $ 3 Abs. 2 Nr. 7 ge- 
nannten Einschränkung; 

Freileitungen oder sonstige Versorgungsanlagen zu errich-


